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VERABSCHIEDUNG DES AREG 
IST ERFOLGT

Der Deutsche Bundestag hat am 17.3.2016 das sog. Abschlussprüfungsreformgesetz, 

kurz AReG, verabschiedet. Darin geht es um die Umsetzung der prüfungsbezogenen 

Vorschriften der EU-Abschlussprüferrichtlinie (2014/56/EU; kurz: EU-RL) in nationales 

Recht sowie die Ausübung der bestehenden Wahlrechte der EU-Abschlussprüferver-

ordnung (Nr. 537/2014; kurz: EU-VO) – dem sogenannten EU-Grünbuch. 

Ziel der Reform ist es, die Transparenz und das Ver-

trauen in die Abschlussprüfung zu erhöhen, indem 

die Glaubwürdigkeit der geprüften Jahresabschlüsse 

von Unternehmen des öffentlichen Interesses ge-

stärkt wird. Nachfolgend werden die wesentlichen 

Änderungen durch das AReG und die EU-recht

lichen Vorgaben dargestellt.

Die Verabschiedung des AReG bringt dabei bedeut

same Änderungen für Unternehmen von öffent

lichem Interesse, sog. Public Interest Entities (PIEs). 

So werden Regelungen zu einer externen Pflicht

rotation, also der Auswahl und Bestellung eines 

neuen Abschlussprüfers, zur internen Rotation, der 

Erbringung von Nichtprüfungsleistungen sowie 

zum Prüfungsbericht und dem Bestätigungsver-

merk eingeführt bzw. überarbeitet. Ebenso werden 

die Aufgaben des Prüfungsausschusses deutlich 

umfangreicher und darüber hinaus der Kreis von 

Unternehmen, welche von den Prüfungsaus-

schussanforderungen betroffen sind, ausgeweitet.
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Die EU-RL sollte bis zum 17.6.2016 in nationa-

les Recht umgesetzt werden. Durch sie werden 

die Vorgaben an gesetzliche Prüfungen von 

Jahresabschlüssen und konsolidierten Abschlüs

sen auf EU-Ebene modifiziert. Die Umsetzung 

erfolgte in Deutschland durch das AReG. 

Bei dem AReG handelt es sich um ein nicht zu-

stimmungspflichtiges Gesetz. Der Bundesrat 

hat sich am 22.4.2016 abschließend damit be-

fasst. Das Gesetz wurde am 17.5.2016 im Bun

desgesetzblatt (BGBl. I 2016, S. 1142) veröffent-

licht und ist am 17.6.2016 in Kraft getreten.

Die EU-VO gilt ab dem 17.6.2016 unmittelbar 

und enthält spezifische Anforderungen an die 

Abschlussprüfung bei Unternehmen von öffent

lichem Interesse. 

Laut der EU-Kommission sind die neuen Regeln, 

vorbehaltlich spezieller Übergangsregelungen, 

für Geschäftsjahre anzuwenden, die nach dem 

17.6.2016 beginnen. Bei kalenderjahrgleichen 

Geschäftsjahren bedeutet dies eine verpflichten-

de Anwendung der EU-VO ab dem Geschäfts-

jahr 2017. Diese Sichtweise wurde im AReG 

analog umgesetzt.
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Gegenüber dem Regierungsentwurf wurde vor 

allem im EGHGB n.F. eine Übergangsregelung zur 

Verlängerungsoption für Unternehmen aufgenom-

men, die zum 16.6.2014 ihren Abschlussprüfer 

noch keine elf Jahre, aber zum 16.6.2016 bereits 

mehr als elf Jahre mandatiert haben. Daneben 

wurde die Berichtspflicht des Aufsichtsrats gegen-

über der Hauptversammlung gestrichen, welche 

für die Fälle vorgesehen war, in denen der Auf-

sichtsrat als Ganzes die Aufgaben des Prüfungsaus-

schusses wahrnimmt. 

Unverändert bleibt es bei einer differenzierten 

Umsetzung der Verlängerungsoption im verab-

schiedeten Gesetzesentwurf, wonach für CRR 

(„Capital Requirements Regulation“)-Kreditinstitute 

und Versicherungen eine maximale Mandatsdauer 

von zehn Jahren besteht. Demgegenüber besteht 

bei kapitalmarktorientierten Unternehmen im Sinne 

von § 264d HGB, die keine CRR-Kreditinstitute 

oder Versicherungsunternehmen sind, die Möglich-

keit durch eine Ausschreibung für das elfte Ge-

schäftsjahr die mögliche Dauer des Mandats von 

zehn Jahren (Grundrotationszeit) um weitere zehn 

Jahre, bzw. bei einer Gemeinschaftsprüfung (Joint 

Audit) um weitere vierzehn Jahre zu verlängern.

ADRESSATENKREIS

Die Neuregelungen betreffen in erster Linie kapital-

marktorientierte Unternehmen, sind jedoch nicht 

auf diesen Unternehmenskreis beschränkt. Im AReG 

wird der Anwendungsbereich wie folgt definiert:

› �kapitalmarktorientierte Unternehmen i. S. d. § 264d 

HGB (§ 317 Abs. 3a HGB n.F.), 

› �CRR-Kreditinstitute i. S. d. § 1 Abs. 3d Satz 1 

KWG mit Ausnahme der Deutschen Bundesbank 

und der Kreditanstalt für Wiederaufbau (§ 340k 

Abs. 1 HGB n.F.),

› �Versicherungsunternehmen i. S. d. Art. 2 Abs. 1 der 

Richtlinie 91/674/EWG (§ 341k Abs. 1 HGB n.F.).

Im Ergebnis gelten damit auch nicht-kapitalmarkt

orientierte CRR-Kreditinstitute und Versicherungen 

als PIE und sind daher von den Regelungen des 

AReG betroffen. 

In Bezug auf CRR-Kreditinstitute und Versiche-

rungsunternehmen sind unter anderem die folgen-

den Unternehmen grundsätzlich als PIE einzustufen:

› �Banken, mit Ausnahme der Deutschen Bundes-

bank und der Kreditanstalt für Wiederaufbau 

(KfW)

› �Versicherungsunternehmen mit folgenden Tätig-

keiten:

› �Lebensversicherungen sowie Zusatzversicherun

gen zur Lebensversicherung (z. B. Berufsunfähig

keit) und Rentenversicherungen

› �Schadenversicherungen.
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BEDEUTSAME NEUERUNGEN FÜR 

PRÜFUNGSAUSSCHÜSSE

Anforderungen an die Zusammensetzung

Der Prüfungsausschuss steht als Organ im Fokus 

der Reform. Dabei führt die Erweiterung des An-

wendungskreises auf nicht-kapitalmarktorientierte 

CRR-Kreditinstitute und Versicherungsunterneh-

men dazu, dass viele Unternehmen erstmalig einen 

Prüfungsausschuss bilden müssen, sofern sie bisher 

keinen Aufsichtsrat etabliert haben (sog. Auf-

fanglösung). In den Fällen, in denen ein Aufsichts-

rat besteht, aber kein Prüfungsausschuss gebildet 

wurde, nimmt der Aufsichtsrat die Aufgaben des 

Prüfungsausschusses wahr. 

Die Regelungen des AReG fordern zunächst, dass 

die Mitglieder des Prüfungsausschusses (bzw. Auf-

sichtsrats) in ihrer Gesamtheit über Kenntnisse auf 

dem Sektor des Unternehmens verfügen. In wel-

chem konkreten Umfang die einzelnen Mitglieder 

über Sektorkenntnisse verfügen müssen, bleibt in-

des unklar, da lediglich auf die „Gesamtheit“ abge-

stellt wird. Es erscheint daher möglich, dass lediglich 

einzelne Mitglieder aufgrund ihrer Tätigkeit, ihres 

beruflichen Hintergrunds oder aufgrund spezieller 

Fortbildung über umfangreiche Sektorkenntnisse 

verfügen. Die neuen Anforderungen an die Sektor-

vertrautheit greifen allerdings erst, wenn das erste 

Mitglied des Prüfungsausschusses (bzw. Aufsichts-

rats) nach dem 16.6.2016 neu bestellt wird.

Unverändert ist erforderlich, dass mindestens ein 

Mitglied des Prüfungsausschusses (bzw. Aufsichts-

rats) über die nötige Fachexpertise auf den Gebie-

ten Rechnungslegung oder Abschlussprüfung 

verfügt (sog. Finanzexperte). Das bisher im § 100 

Abs. 5 AktG geregelte besondere Unabhängig-

keitsmerkmal des Finanzexperten entfällt. Bei PIE, 

die nicht über einen Aufsichtsrat verfügen, wird 

gefordert, dass die Mehrheit der Mitglieder des 

Prüfungsausschusses, welche ab dem 17.6.2016 

bestellt werden, darunter der Vorsitzende, unab-

hängig sein müssen (§ 324 Abs. 2 Satz 2 HGB n.F.).
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Auswahl des Abschlussprüfers und 

Ausschreibungsverfahren

Für die Auswahl des Abschlussprüfers ist der Prü-

fungsausschuss zuständig. Falls ein Unternehmen 

keinen Prüfungsausschuss gebildet hat, nimmt wie-

derum der Aufsichtsrat die Aufgaben des Prüfungs-

ausschusses wahr. Die Verordnung schreibt ein 

öffentliches Ausschreibungsverfahren für den Fall 

vor, dass ein PIE nicht lediglich einen Prüfungsauf-

trag verlängern will. Das Ausschreibungsverfahren 

ist daher sowohl bei der Verlängerung eines Auf-

trags über die zehnjährige Grundrotationszeit hin-

aus durchzuführen, als auch bei einem angestrebten 

vorzeitigen Wechsel des bisherigen Abschlussprü-

fers vor dem Ablauf von zehn Jahren.

Bei dem von der Verordnung geforderten Aus-

schreibungsverfahren muss es sich nicht um eine 

förmliche Ausschreibung wie bei öffentlichen Auf-

trägen handeln, sondern lediglich um ein Auswahl-

verfahren, welches im Wesentlichen die folgenden 

Kriterien erfüllt:1 

› �Es müssen Ausschreibungsunterlagen erstellt wer-

den, die es dem potentiellen Prüfer ermöglichen

› �die Geschäftstätigkeit des geprüften Unterneh-

mens,

› �die Art der durchzuführenden Abschlussprü-

fung sowie

› �die relevanten, transparenten und diskriminie-

rungsfreien Auswahlkriterien zu erfassen.

› �Die Beurteilung der Prüfer erfolgt anhand der in 

den Ausschreibungsunterlagen festgelegten Aus-

wahlkriterien.

› �Das Unternehmen muss auf Verlangen der zu-

ständigen Behörde (in Deutschland der Abschluss-

prüferaufsichtsstelle (APAS)) darlegen können, 

dass das Auswahlverfahren auf faire Weise durch-

geführt wurde. 

› �Die Teilnahme von solchen Prüfungsgesellschaf-

ten, die im vorausgegangenen Kalenderjahr in 

dem betreffenden Mitgliedsstaat weniger als 

15 % der von PIE gezahlten Gesamthonorare er-

halten haben, darf nicht ausgeschlossen werden. 
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Der Prüfungsausschuss legt dem Aufsichtsrat nach 

Abschluss des Auswahlverfahrens eine begründete 

Empfehlung für die Bestellung des Abschlussprü-

fers vor, die mindestens zwei Vorschläge sowie 

eine Präferenz enthalten muss. Die Begründung 

muss auf die im Rahmen des Auswahlverfahrens 

festgelegten Beurteilungskriterien eingehen. Darü-

ber hinaus muss der Prüfungsausschuss erklären, 

ob die Empfehlung frei von der ungebührlichen 

Einflussnahme Dritter ist und die Auswahl nicht auf 

bestimmte Wirtschaftsprüfer (z. B. bestimmte Listen 

oder Kategorien von Prüfern oder Prüfungsgesell-

schaften) begrenzt war. 

Der Aufsichtsrat unterbreitet der Hauptversamm-

lung einen Vorschlag für die Bestellung des Ab-

schlussprüfers. Der Aufsichtsrat ist nicht an die 

Präferenz des Prüfungsausschusses gebunden, 

muss jedoch die Empfehlung sowie die Begrün-

dung  des Prüfungsausschusses neben der eigenen 

Begründung für die Abweichung darlegen (Art. 16 

Abs. 5 EU-VO).

Praxishinweis: Sofern die Verlängerung eines 

Prüfungsauftrags über die zehnjährige Grund-

rotationszeit hinaus angestrebt wird, sollte mit 

dem Auswahlverfahren rechtzeitig begonnen 

werden, sodass die Bestellung des Abschluss-

prüfers im elften Geschäftsjahr verwirklicht 

werden kann.

Für die Festsetzung von Leitlinien und Kriterien 

für die Auswahl des Abschlussprüfers, die 

Aufbereitung von Angeboten sowie die Durch-

führung von Auswahlgesprächen ist der Prü-

fungsausschuss zuständig, wobei er sich zur 

Unterstützung des Vorstands bedienen kann. 

Hierbei ist zu beachten, dass zumindest eine 

mittelständische Prüfungsgesellschaft in den 

Auswahlprozess einbezogen wird.

Bei der Begründung des Vorschlags sollte auf 

eine geeignete Dokumentation geachtet wer-

den, damit auf Verlangen der APAS dargelegt 

werden kann, dass das Auswahlverfahren auf 

faire Weise durchgeführt worden ist.

1) Für eine detaillierte Auflistung aller Kriterien vgl. Art. 16 Abs. 3 EU-VO.
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Für kleine und mittlere Unternehmen von öffentli-

chem Interesse besteht eine Erleichterung, da diese 

für die Inanspruchnahme der Verlängerungsoption 

nicht zur Durchführung des in Art. 16 Abs. 3 EU-VO 

beschriebenen Auswahlverfahrens verpflichtet sind. 

Im Ergebnis bedeutet dies, dass der Prüfungsaus-

schuss lediglich zwei Vorschläge sowie eine begrün

dete Empfehlung für das Prüfungsmandat an den 

Aufsichtsrat abgeben muss (Art. 16 Abs. 2 EU-VO).

Kleine und mittlere Unternehmen sind nach 

Art. 2 Abs. 1 Buchst. f der Richtlinie 2003/71/EG 

solche Gesellschaften, die laut ihrem letzten 

Jahresabschluss bzw. konsolidierten Abschluss  

zumindest zwei der nachfolgenden drei Kri

terien erfüllen:  

› �eine durchschnittliche Beschäftigtenzahl im 

letzten Geschäftsjahr von weniger als 250,   

› �eine Gesamtbilanzsumme von höchstens  

43 Mio. Euro,

› �ein Jahresnettoumsatz von höchstens  

50 Mio. Euro.

Billigung von Nichtprüfungsleistungen

Die bisher in § 319a Abs. 1 HGB a.F. geregelten 

schädlichen Nichtprüfungsleistungen werden neu 

definiert. Zukünftig darf der Abschlussprüfer eines 

PIE und jedes Mitglied seines Netzwerks die in der 

sog. Blacklist aufgeführten verbotenen Nichtprü-

fungsleistungen weder an das geprüfte Unterneh-

men, dessen Mutterunternehmen oder die von ihm 

(d. h. dem geprüften PIE) beherrschten Unterneh-

men erbringen (Art. 5 Abs. 1 EU-VO). 

Praxishinweis: Das generelle Verbot zur Er-

bringung von Leistungen der Blacklist gilt nicht 

für die Leistungserbringung an Schwesterunter

nehmen des zu prüfenden PIE. 

Allerdings sind z.B. Nicht-PIE-Tochterunterneh-

men mit Sitz in der EU/im EWR des in Deutsch-

land ansässigen PIE vom Verbot betroffen, 

wobei die konkret verbotenen Nichtprüfungs-

leistungen von dem jeweiligen nationalen 

Recht abhängen. 

Sofern ein Mitglied des Netzwerks, dem der 

Abschlussprüfer angehört, für ein Unterneh-

men mit Sitz in einem Drittstaat, das von dem 

geprüften PIE beherrscht wird, verbotene 

Nichtprüfungsleistungen erbringt, hat der Ab-

schlussprüfer zu beurteilen, ob dies seine Unab

hängigkeit gefährdet (Art. 5 Abs. 5 EU-VO).

Die Abgrenzung zwischen zulässigen und nicht 

zulässigen Nichtprüfungsleistungen wird daher zu-

künftig bei PIEs an Bedeutung zunehmen. Eine 

Ergänzung der Blacklist um weitere Nichtprüfungs-

leistungen über die Vorgaben der EU-VO hinaus ist 

im Rahmen des AReG nicht erfolgt.
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Verbotene Nichtprüfungsleistungen sind gemäß 

Art. 5 Abs. 1 EU-VO demnach 

a) �die Erbringung von folgenden Steuerberatungs-

leistungen:

i)	 Erstellung von Steuererklärungen

ii) 	 Lohnsteuer

iii) 	 Zöllen

iv) 	� Ermittlung von staatlichen Beihilfen und 

steuerlichen Anreizen, es sei denn, die Un-

terstützung durch den Abschlussprüfer oder 

die Prüfungsgesellschaft bei solchen Leistun-

gen ist gesetzlich vorgeschrieben

v) 	� Unterstützung hinsichtlich Steuerprüfungen 

durch die Steuerbehörden, es sei denn, die 

Unterstützung durch den Abschlussprüfer 

oder die Prüfungsgesellschaft bei diesen 

Prüfungen ist gesetzlich vorgeschrieben

vi) 	� Berechnung der direkten und indirekten 

Steuern sowie latenter Steuern

vii) 	�Allgemeine Steuerberatung

b) �Leistungen, mit denen eine Teilnahme an der 

Führung oder an Entscheidungen des geprüften 

Unternehmens verbunden ist

c) �Buchhaltung und Erstellung von Unterlagen der 

Rechnungslegung und von Abschlüssen

d) �Lohn- und Gehaltsabrechnung

e) �Gestaltung und Umsetzung interner Kontroll- 

oder Risikomanagementverfahren, die bei der 

Erstellung und/oder Kontrolle von Finanzinfor-

mationen oder Finanzinformationstechnologie-

systemen zum Einsatz kommen

f) �Bewertungsleistungen, einschließlich Bewertungs

leistungen in Zusammenhang mit Leistungen im 

Bereich der Versicherungsmathematik und der 

Unterstützung bei Rechtsstreitigkeiten

g) �juristische Leistungen im Zusammenhang mit

i)	 Allgemeiner Beratung

ii)	� Verhandlungen im Namen des geprüften 

Unternehmens und

iii)	� Vermittlungstätigkeiten in Bezug auf die Bei-

legung von Rechtsstreitigkeiten

h) �Leistungen im Zusammenhang mit der internen 

Revision des geprüften Unternehmens

i) �Leistungen im Zusammenhang mit der Finanzie-

rung, der Kapitalstruktur und -ausstattung sowie 

der Anlagestrategie des geprüften Unternehmens, 

ausgenommen die Erbringung von Bestätigungs-

leistungen im Zusammenhang mit Abschlüssen, 

einschließlich der Ausstellung von Prüfbescheini-

gungen (Comfort Letters) im Zusammenhang mit 

vom geprüften Unternehmen herausgegebenen 

Prospekten

j) �Werbung für, Handel mit oder Zeichnung von 

Aktien des geprüften Unternehmens

k) �Personaldienstleistungen in Bezug auf

i)	� Mitglieder der Unternehmensleitung, die in 

der Position sind, erheblichen Einfluss auf die 

Vorbereitung der Rechnungslegungsunterla-

gen oder der Abschlüsse, die Gegenstand der 

Abschlussprüfung sind, auszuüben, wenn zu 

diesen Dienstleistungen folgendes gehört:

−	 Suche nach oder Auswahl von Kandidaten  

    für solche Positionen oder

−	 Überprüfung der Referenzen von Kandida- 

    ten für diese Positionen

ii)	 Aufbau der Organisationsstruktur und

iii)	Kostenkontrolle.
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Der deutsche Gesetzgeber übte jedoch das von der 

EU gewährte Mitgliedsstaatenwahlrecht vollumfäng

lich aus und lässt in § 319a Abs. 1 HGB n.F. – im 

Grundsatz verbotene – Nichtprüfungsleistungen 

zu, sofern die folgenden Anforderungen kumulativ 

erfüllt sind:

› �Die Leistungen haben allein oder kumuliert keine 

direkten oder nur unwesentliche Auswirkungen 

auf die geprüften Abschlüsse. 

› �Die Auswirkungen auf die geprüften Abschlüsse 

sind im Prüfungsbericht darzustellen und zu er-

läutern.

› �Der Abschlussprüfer ist unabhängig im Sinne der 

Richtlinie 2006/43/EG.

Von dieser Ausnahme sind allerdings nur ein Teil 

der in der Blacklist aufgeführten Leistungen erfasst, 

nämlich Steuerberatungsleistungen2 (mit Einschrän-

kung von Leistungen im Zusammenhang mit Lohn-

steuer und Zöllen) sowie Bewertungsleistungen.3 

Im Gegensatz zum Referentenentwurf wurde das 

Verbot der aggressiven Steuerplanung durch eine 

ergänzende Regelung im HGB4 konkretisiert. Da-

nach haben Steuerberatungsleistungen eine nicht 

nur unwesentliche Auswirkung, wenn „die Erbrin-

gung der Steuerberatungsleistungen im zu prüfen-

den Geschäftsjahr den für steuerliche Zwecke zu 

ermittelnden Gewinn im Inland erheblich gekürzt 

hat oder ein erheblicher Teil des Gewinns ins Aus-

land verlagert worden ist, ohne dass eine über die 

steuerliche Vorteilserlangung hinausgehende 

wirtschaftliche Notwendigkeit für das Unterneh-

men besteht“. Auch wenn diese Konkretisierung 

im Grundsatz zu begrüßen ist, bleibt sie auslegungs

bedürftig.
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Zur Stärkung der Rolle des Prüfungsausschusses 

muss dieser zulässige Nichtprüfungsleistungen in 

Zukunft vorab genehmigen, wobei die Geneh

migungspflicht auch sämtliche von Mitgliedern des 

Netzwerks des Abschlussprüfers zu erbringende 

Nichtprüfungsleistungen umfasst.5 Dabei sind grund

sätzlich alle Leistungen, die nicht Abschlussprüfungs-

leistungen darstellen, als Nichtprüfungsleistungen 

anzusehen und unterliegen einer vorherigen Ge-

nehmigungspflicht. Auch die vom Grundsatz her 

verbotenen, aber von der Ausnahme erfassten 

Steuerberatungsleistungen unterliegen zukünftig 

der vorherigen Zustimmung des Prüfungsausschus-

ses.6 Die von der Ausnahme erfasste Erbringung 

von Bewertungsleitungen unterliegt somit im 

Ergebnis als einzige Leistung keiner vorherigen Ge-

nehmigungspflicht.7 Falls ein Unternehmen keinen 

Prüfungsausschuss eingerichtet hat, muss die Zu-

stimmung durch den Aufsichtsrat erfolgen.

Weiterhin dürfte die Erbringung der nachfolgen-

den Leistungen, welche traditionell von einem Ab-

schlussprüfer erbracht werden, zulässig sein:

› �Due Dilligence-Prüfungen

› �Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Begebung 

eines Prospekts, einschließlich der Abgabe von 

Comfort Lettern

› �Rechnungslegungsbezogene sowie prüfungsnahe 

Beratungs- und Bestätigungsleistungen im Zusam

menhang mit Unternehmenstransaktionen (z. B. 

Prüfung von carve-out-Abschlüssen).

2) �Konkret Steuerberatungsleistungen im Sinne des Art. 5 Abs. 1 Buchst. a Ziffer i 
und iv bis vii EU-VO.

3) �Konkret Bewertungsleistungen im Sinne des Art. 5 Abs. 1 Buchst. f EU-VO.
4) Vgl. § 319a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 HGB n.F.
5) Vgl. Art. 5 Abs. 4 EU-VO.
6) Vgl. § 319a Abs. 3 HGB n.F.
7) �Derzeitiger Stand unserer Hausmeinung; diese kann durch zukünftige Rechts-

auslegung einer Änderung unterliegen.
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Der bisherige Ausschlussgrund in § 319a Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1 HGB für die Bestellung als Abschluss-

prüfer eines kapitalmarktorientierten Unterneh-

mens, falls dieser mehr als 15% seiner Einnahmen 

von dem zu prüfenden Unternehmen erzielt, ent-

fällt bzw. wird durch die bei PIE zu beachtenden 

Vorgaben in Art. 4 EU-VO ersetzt. Diese Regelun-

gen sehen neben dem nachfolgend beschriebenen 

70 %-Cap für zulässige Nichtprüfungsleistungen 

vor, dass der Abschlussprüfer mit dem Prüfungs-

ausschuss Unabhängigkeitsrisiken und Schutzmaß-

nahmen diskutieren muss, sofern das mandan- 

tenbezogene Honorar (Prüfungsleistungen und 

zulässige Nichtprüfungsleistungen) in jedem der 

letzten drei Geschäftsjahre 15 % der Gesamthono-

rare der Prüfungsgesellschaft übersteigt. Hierbei 

muss der Prüfungsausschuss „anhand objektiver 

Gründe“ entscheiden, ob der Abschlussprüfer für 

maximal zwei weitere Jahre die Abschlussprüfung 

bei dem Unternehmen durchführen darf.

Weiterhin unverändert ausgeschlossen ist die Be-

stellung als Abschlussprüfer bei jeglichen Unter-

nehmen, wenn der Prüfer in den letzten fünf Jahren 

jeweils mehr als 30 % seiner Gesamteinnahmen 

von der zu prüfenden Kapitalgesellschaft oder von 

Unternehmen, an denen die zu prüfende Kapital-

gesellschaft mehr als 20 % der Anteile besitzt, be-

zogen hat und dies auch im laufenden Geschäftsjahr 

zu erwarten ist (§ 319 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 HGB).

Zudem wird bei PIE für zulässige Nichtprüfungsleis-

tungen eine Begrenzung von maximal 70 % des 

durchschnittlichen Prüfungshonorars der letzten 

drei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahre einge-

führt (sog. 70 %-Cap). Hierbei einzubeziehen sind 

sämtliche Honorare für die Abschlussprüfung(en) 

des geprüften Unternehmens (PIE) und gegebe-

nenfalls seines Mutterunternehmens, der von ihm 

(d. h. dem PIE) beherrschten Unternehmen und der 

konsolidierten Abschlüsse der betreffenden Unter-

nehmensgruppe (Art. 4 Abs. 2 EU-VO). Der Gesetz-

geber ermöglicht mit dem AReG eine einjährige 

Ausnahme vom 70 %-Cap mit einer Erhöhung der 

Honorargrenze auf maximal 140 %. Hierzu muss 

der Abschlussprüfer einen Antrag bei der Ab-

schlussprüferaufsichtsstelle (APAS) beim Bundes-

amt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) 

stellen. Im Fall des kalenderjahrgleichen Geschäfts-

jahres ist der 70 %-Cap erstmals im Geschäftsjahr 

2020 zu beachten, da die Regelung voraussetzt, 

dass in den letzten drei aufeinanderfolgenden 

Geschäftsjahren Prüfungshonorare gezahlt worden 

sind.
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Die Vorschrift des Art. 4 Abs. 2 EU-VO zum 

70 %-Cap stellt ausschließlich auf den Abschluss-

prüfer bzw. die Prüfungsgesellschaft ab und nicht 

auf das Netzwerk des Abschlussprüfers. Insofern 

kann davon ausgegangen werden, dass die Cap-

Berechnung lediglich zulässige Nichtprüfungsleis-

tungen des Abschlussprüfers und nicht solcher 

seiner Netzwerkpartner erfasst. 

Sanktionierung von Verstößen

Die Regelungen des AReG sehen für die Mitglieder 

des Prüfungsausschusses und des Aufsichtsrats von 

PIEs jeglicher Rechtsform die Verhängung von 

Geldbußen, Geldstrafen oder Freiheitsstrafen bis 

zu einem Jahr vor, wenn diese ihre konkret benann-

ten Pflichten aus der EU-VO verletzen.8 Hierzu 

gehören insbesondere den Abschlussprüfer ord-

nungsgemäß auszuwählen und seine Unabhängig-

keit zu überwachen, wozu unter anderem die 

Billigungspflicht von zulässigen Nicht-Prüfungsleis-

tungen zählt. Für PIE, die nicht über einen Auf-

sichtsrat verfügen, gelten inhaltsgleich die §§ 333a, 

334 HGB n.F. für die Mitglieder des Prüfungsaus-

schusses.

 

Praxishinweis: Die wesentlichen neuen und 

veränderten Pflichten des Prüfungsausschusses 

umfassen den Vorschlag des Abschlussprüfers 

im Rahmen eines Auswahlverfahrens sowie die 

vorherige Genehmigung von durch den Ab-

schlussprüfer erbrachten zulässigen Nicht-Prü-

fungsleistungen. 

Sanktioniert wird insbesondere die Nichtein-

haltung bei einer nicht erfolgten Billigung von 

Nicht-Prüfungsleistungen. Es empfiehlt sich da-

her zunächst Leitlinien zu erlassen, nach denen 

die Vergabe von zulässigen Nicht-Prüfungsleis-

tungen beurteilt werden kann.9 Innerhalb dieses 

geschaffenen Rahmens ist es dem Prüfungs-

ausschuss dann möglich, konkrete Leistungen 

sowie bestimmte Leistungsarten zu billigen. Ein 

geeigneter Billigungsprozess (z. B. Richtlinien 

und Abläufe zur Entscheidungsfindung) sollte 

spätestens zu Beginn des Geschäftsjahres 2017 

implementiert sein.

8) �Vgl. die jeweiligen Regelungen in Abhängigkeit von der Rechtsform des Unter-
nehmens, bspw. §§ 404a, 405 AktG n.F. oder §§ 86, 87 GmbHG n.F.

9) Vgl. Art. 5 Abs. 4 EU-VO.
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PRÜFERROTATION

Externe Rotation

Ein Unternehmen von öffentlichem Interesse kann 

einen Abschlussprüfer für die Mindestlaufzeit von 

einem Jahr bestellen. Das Mandat darf jedoch 

grundsätzlich eine Höchstlaufzeit von zehn Jahren 

nicht überschreiten, so dass vom Grundsatz her  

alle zehn Jahre eine Prüferrotation erfolgen muss  

(Art. 17 Abs. 1 EU-VO).

Von den in der Verordnung eingeräumten Optio-

nen zur Verlängerung der Höchstlaufzeit hat der 

deutsche Gesetzgeber in vollem Umfang Gebrauch 

gemacht. Nach § 318 Abs. 1a HGB n.F. ist deshalb 

eine Verlängerung der Höchstlaufzeit auf 20 Jahre 

möglich, sofern der Wahl des Abschlussprüfers für 

das elfte Geschäftsjahr in Folge ein in der Verord-

nung geregeltes Auswahl- und Vorschlagsverfah-

ren vorausgeht. Die Regelung sieht im Falle sog. 

Joint Audits, d.h. wenn ab dem elften Geschäfts-

jahr ununterbrochen mehrere Wirtschaftsprüfer 

oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften gemein-

sam zum Abschlussprüfer bestellt werden, eine 

Verlängerung auf maximal 24 Jahre vor.

CRR-Kreditinstitute und Versicherungen sind von 

einer Verlängerung der Höchstlaufzeit auf 20 bzw. 
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24 Jahre ausgenommen, was mit der besonderen 

Bedeutung von Banken und Versicherungen für 

den Finanzmarkt und die Finanzstabilität begrün-

det wird. Dies gilt auch für CRR-Kreditinstitute und 

Versicherungen, die Tochterunternehmen eines In-

dustrieunternehmens sind.

Tochterunternehmen mit Sitz in der EU, welche 

nach den Maßgaben ihres Sitzstaates nicht als 

Unternehmen von öffentlichem Interesse zu qualifi-

zieren sind, sowie generell Tochterunternehmen 

mit Sitz außerhalb der EU sind nicht von den Rota-

tionspflichten erfasst.

Praxishinweis: Innerhalb eines Konzernverbun

des ist jedes Tochterunternehmen grundsätz-

lich individuell zu betrachten und zu beurteilen, 

ob es nach den Maßgaben des jeweiligen Sitz-

staates als PIE zu qualifizieren ist. Aufgrund der 

bestehenden Wahlrechte bei der Umsetzung 

der Regelungen zur Rotation, dürften sich in 

den einzelnen Mitgliedsstaaten sehr unter-

schiedliche Regelungen herausbilden. Die Be-

achtung der im jeweiligen Sitzstaat geltenden 

Regelungen zur Rotation wird daher in der 

Praxis eine Herausforderung darstellen.
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Übergangsfristen

Als Übergangsfrist für Abschlussprüfer eines PIE, 

die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verord-

nung zum 17.6.2014 bereits seit 20 oder mehr 

Jahren ununterbrochen Abschlussprüfer des Unter-

nehmens sind (sog. Langläufer), ist eine externe 

Rotation erstmalig sechs Jahre nach Inkrafttreten 

der EU-VO vorzunehmen.  

Bei Prüfungsmandatsverhältnissen, die zwischen 

elf und 19 Jahren ununterbrochen bestanden haben 

(sog. Mittelläufer), hat eine Rotation neun Jahre 

nach Inkrafttreten der Verordnung zu erfolgen. 

Einen Überblick über die externen Rotationspflich-

ten in Abhängigkeit von der bisherigen Mandats-

dauer gibt die Übersicht auf Seite 17.

Durch das Zusammenspiel von Inkrafttreten und 

Wirksamwerden der Verordnung war für eine kleine 

Gruppe von Unternehmen (sog. Grenzfälle) bzgl. 

der Verlängerung der Höchstlaufzeit eine Rege-

lungslücke entstanden. Es handelt sich dabei um 

Unternehmen, die zwar zum 16.6.2014 bei Inkraft-

treten der Verordnung ihren Abschlussprüfer noch 

keine elf Jahre, aber zum 16.6.2016 bei Wirksam-

werden der Verordnung schon mehr als elf Jahre 

mandatiert haben. Neben den in der EU-VO gere-

gelten Übergangsvorschriften für Lang- und Mittel-

läufer hat der deutsche Gesetzgeber daher auch 

noch eine ergänzende Übergangsvorschrift für 

diese Grenzfälle beschlossen.  Die ergänzende Über

gangsvorschrift im EGHGB sieht vor, dass die 

Höchstlaufzeit des Prüfungsmandats unter den 

nachfolgenden Voraussetzungen ebenfalls auf 20 

Jahre verlängert werden kann:

 

› �Bei der Wahl des Abschlussprüfers für das nächste 

nach dem 16.6.2016 beginnende Geschäftsjahr 

handelt es sich um die Wahl des Abschlussprüfers 

für das zwölfte oder dreizehnte Geschäftsjahr in 

Folge. 

› �Ein entsprechend der EU-Verordnung durchge-

führtes Auswahl- und Vorschlagsverfahren, wel-

ches aber generell für die Inanspruchnahme der 

Verlängerungsoption durchzuführen ist, geht der 

Wahl des Abschlussprüfers voraus.

Eine kleine Gruppe von Unternehmen ist allerdings 

auch von dieser ergänzenden Regelung im EGHGB 

nicht erfasst. Für Unternehmen, die beispielsweise 

seit 2004 denselben Abschlussprüfer bestellt haben, 

und ein dem Kalenderjahr entsprechendes Ge-

schäftsjahr haben, beginnt das erste unmittelbar 
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*

„Langläufer“

… seit mehr als 20 Jahren 

Abschlussprüfer des Unter-

nehmens, d. h. Erstbestellung 

für die Geschäftsjahre, die  

am 16.6.1994 oder vorher 

begannen.

Der Abschlussprüfer des Unternehmens ist zum 16.6.2014 …

Übergangsfrist sechs Jahre

(Art. 41 Abs. 1 EU-VO)

17.6.1994 17.6.2003 17.6.2006

Übergangsfrist neun Jahre

(Art. 41 Abs. 2 EU-VO)

„Mittelläufer“

… seit elf Jahren und mehr 

Abschlussprüfer des Unter-

nehmens, d. h. Erstbestellung 

für Geschäftsjahre, die am 

17.6.1994 oder vor dem 

16.6.2003 begannen.

Keine Übergangsfrist

„Kurzläufer“ (Grenzfälle)

… seit neun Jahren und 

mehr, aber weniger als elf 

Jahren Abschlussprüfer des 

Unternehmens, d. h. Erstbe-

stellung für Geschäftsjahre, 

die am 17.6.2003 oder vor 

dem 16.6.2006 begannen.

Eine weitere Bestellung des 

bisherigen Abschlussprüfers 

kann vom 17.6.2020 an nicht 

erfolgen, aber bei Bestellung 

des Abschlussprüfers vor  

dem 17.6.2020 kann das Ge-

schäftsjahr 2020 vom bisheri-

gen Abschlussprüfer noch zu 

Ende geprüft werden.

Eine weitere Bestellung des 

bisherigen Abschlussprüfers 

kann vom 17.6.2023 an nicht 

erfolgen, aber bei Bestellung 

des Abschlussprüfers vor  

dem 17.6.2023 kann das Ge-

schäftsjahr 2023 vom bis-

herigen Abschlussprüfer noch 

zu Ende geprüft werden.

Grundsätzlich kann der bis

herige Abschlussprüfer für 

das Geschäftsjahr, das nach 

dem 16.6.2016 beginnt, 

nicht wiederbestellt werden.

Grundsätzlich kann der bis

herige Abschlussprüfer nach 

zehn Jahren (Grundrotations-

periode) nicht wiederbestellt 

werden.

Keine Übergangsfrist

„Kurzläufer“

… seit weniger als neun  

Jahren Abschlussprüfer des 

Unternehmens, d. h. Erst

bestellung für Geschäftsjahre, 

die am oder nach dem 

17.6.2006 begannen.

Unklar ist, ob die Beauftra-

gung des Abschlussprüfers 

ebenfalls zwingend vor dem 

17.6.2020 erfolgen muss. 

Aus Gründen der Rechtssi-

cherheit wird dies empfohlen, 

auch wenn der Wahlbe-

schluss grundsätzlich ausrei-

chen müsste.

Unklar ist, ob die Beauftra-

gung des Abschlussprüfers 

ebenfalls zwingend vor dem 

17.6.2023 erfolgen muss. 

Aus Gründen der Rechtssi-

cherheit wird dies empfohlen, 

auch wenn der Wahlbe-

schluss grundsätzlich ausrei-

chen müsste.

*)	� CRR-Kreditinstitute und Versicherungsunternehmen sind von der Verlängerungsoption 
ausgenommen.

**)	� Unternehmen, welche der Fallgruppe „Grenzfälle“ zuzuordnen sind, und die ihren 
Abschlussprüfer für das nach dem 16.6.2016 beginnende Geschäftsjahr bereits zum 
vierzehnten Mal in Folge mandatieren wollen, besteht weiterhin eine Regelungslücke. 
Die beschriebene Übergangsvorschrift im EGHGB greift nach dem reinen Wortlaut in 
diesem Fall nicht, da diese lediglich auf die Fälle abstellt, bei denen der Abschlussprü-
fer für das zwölfte oder dreizehnte Geschäftsjahr gewählt werden soll. Mit Verweis 
auf die Gesetzesbegründung scheint es sich hierbei um eine ungewollte Regelungslü-
cke zu handeln, da der Gesetzgeber mit der Übergangsvorschrift im EGHGB eigentlich 
für die gesamte Gruppe betroffener Unternehmen Rechtssicherheit schaffen wollte. 
Nach unserer Auffassung ist daher davon auszugehen, dass diese Fälle analog dem 
zwölften oder dreizehnten Geschäftsjahr zu behandeln sind.

***)	� Bei CRR-Kreditinstitute und Versicherungsunternehmen sind gesonderte Vorschriften 
zur Bestellung und Beauftragung zu beachten.

Verlängerungsoption auf 

max. 20 Jahre (24 Jahre bei 

Joint Audit) bei Neuaus

schreibung für die Wahl des 

Abschlussprüfers für das 

nächste nach dem 16.6.2016 

beginnende Geschäftsjahr.**

Verlängerungsoption auf 

max. 20 Jahre (24 Jahre bei 

Joint Audit) bei Neuaus

schreibung nach Abschluss-

prüfungen in zehn aufeinan-

derfolgenden Geschäftsjahren.

keine Verlängerungsoption keine Verlängerungsoption
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nach dem 16.6.2016 beginnende Geschäftsjahr 

erst in 2017. Dabei würde es sich schon um das 

vierzehnte Geschäftsjahr in Folge handeln, für wel-

ches der Abschlussprüfer bestellt werden soll. Die 

beschriebene Übergangsvorschrift im EGHGB greift 

nach dem reinen Wortlaut in diesem Fall nicht, da 

diese lediglich auf die Fälle abstellt, bei denen der 

Abschlussprüfer für das zwölfte oder dreizehnte 

Geschäftsjahr gewählt werden soll. Mit Verweis 

auf die Gesetzesbegründung scheint es sich hierbei 

um eine ungewollte Regelungslücke zu handeln, da 

der Gesetzgeber mit der Übergangsvorschrift im 

EGHGB eigentlich für die gesamte Gruppe betroffe-

ner Unternehmen Rechtssicherheit schaffen wollte. 

Nach unserer Auffassung ist daher davon auszuge-

hen, dass diese Fälle analog dem zwölften oder 

dreizehnten Geschäftsjahr zu behandeln sind.

Cooling-Off

Ist wegen des Ablaufs der Höchstlaufzeit eine ex-

terne Prüferrotation erforderlich, dürfen weder der 

Abschlussprüfer noch Mitglieder seines Netzwerks 

innerhalb der EU während des folgenden Vierjah-

reszeitraums die Abschlussprüfung bei demselben 

Unternehmen öffentlichen Interesses durchführen. 

Interne Rotation

Neben der externen Prüferrotation ist zudem eine 

interne Prüferrotation vorgesehen, wobei beide 

Regelungen keine unmittelbaren Auswirkungen 

aufeinander haben.

Die Verpflichtung zur internen Rotation sieht vor, 

dass der für die Durchführung einer Abschlussprü-

fung verantwortliche Prüfungspartner bzw. in 

Deutschland der verantwortliche Wirtschaftsprüfer 

spätestens nach Ablauf von sieben Jahren aus der 

Prüfung herausrotieren muss. Erst nach dem Ablauf 

von drei Jahren (Cooling-off-Periode) kann dieser 

Wirtschaftsprüfer wieder an der Abschlussprüfung 

dieses Unternehmens mitwirken. Die dreijährige 

Cooling-off-Periode ist dabei personenbezogen 

und wird daher auch bei einem Wechsel der Prü-

fungsgesellschaft nicht unterbrochen.

Zudem hat der Abschlussprüfer oder die Prüfungs-

gesellschaft ein angemessenes graduelles Rotations

system für das an der Abschlussprüfung beteiligte 

Führungspersonal einzuführen, das zumindest die 

beteiligten Wirtschaftsprüfer erfasst.
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ÄNDERUNGEN ZUM PRÜFUNGSBERICHT

Durch die Vorgaben in Art. 11 EU-VO an einen sog. 

zusätzlichen schriftlichen Bericht an den Prüfungs-

ausschuss wird der traditionell in Deutschland ge-

mäß § 321 HGB vorgesehene Prüfungsbericht 

inhaltlich erweitert. Die Erweiterung der inhaltlichen 

Anforderungen an den Prüfungsbericht betreffen 

allerdings nur die Prüfung von PIE und gegenwärtig 

nicht alle gesetzlichen Abschlussprüfungen. Mit 

dem AReG wird betont, dass der Prüfungsbericht 

gleichzeitig dem Prüfungsausschuss und dem Auf-

sichtsrat vorzulegen ist (§ 321 Abs. 5 HGB n.F.).

10) Vgl. Art. 11 Abs. 2 EU-VO.

Der Prüfungsbericht wird hierdurch insbesondere 

durch die nachfolgenden Bestandteile (Auswahl) 

zu ergänzen sein:10

› �Eine Beschreibung der (bei der Prüfung) ver-

wendeten Methode, u. a. dahingehend, welche 

Kategorien der Bilanz direkt überprüft wurden 

und welche Kategorien dabei System- und Zu-

verlässigkeitsprüfungen unterzogen wurden.

› �Die Darlegung der quantitativen Wesentlich-

keitsgrenze für den Abschluss als Ganzes und 

ggf. von spezifischen Wesentlichkeitsgrenzen 

sowie die Darlegung der qualitativen Faktoren, 

die bei der Festlegung der Wesentlichkeits

grenze berücksichtigt wurden.

› �Die Angabe bedeutsamer Mängel im internen 

Finanzkontroll- oder Rechnungslegungssystem 

des Unternehmens einschließlich der Angabe, 

ob diese Mängel beseitigt wurden.

› �Angaben über:

› �etwaige bedeutsame Schwierigkeiten wäh-

rend der Abschlussprüfung,

› �etwaige sich aus der Abschlussprüfung erge-

bende bedeutsame Sachverhalte, die mit dem 

Management erörtert wurden, und

› �etwaige sonstige Sachverhalte, die aus Sicht 

des Prüfers für die Aufsicht über den 

Rechnungslegungsprozess bedeutsam sind.
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ÄNDERUNGEN ZUM 

BESTÄTIGUNGSVERMERK

Aufbau und Inhalt des Bestätigungsvermerks 

befinden sich bereits seit einiger Zeit in einem Ver-

änderungsprozess. Bereits durch das Bilanzrichtli-

nie-Umsetzungsgesetz (BilRUG), das am 23.7.2015 

in Kraft getreten ist, gab es erste Änderungen. Ver-

schiedene überarbeitete ISA11 beschäftigen sich 

ebenfalls mit tiefgreifenden Erweiterungen beim 

Bestätigungsvermerk.

Dieser Trend setzt sich nun durch die Vorgaben in 

Art. 28 EU-RL und Art. 10 EU-VO fort. Während die 

Vorgaben des Art. 28 EU-RL zu Form und Inhalt des 

Bestätigungsvermerks vor allem um bereits schon 

bisher in § 322 HGB geregelte Pflichtbestandsteile 

behandeln, erweitert Art. 10 EU-VO den Bestäti-

gungsvermerk deutlich. Hiernach soll der Bestäti-

gungsvermerk bei der Abschlussprüfung von PIE 

insbesondere zusätzlich enthalten:

› �Angabe, wer den Abschlussprüfer bestellt hat 

und mit welchem Datum die Bestellung erfolgte 

› �Angabe der gesamten ununterbrochenen Man-

datsdauer einschließlich erfolgter Verlängerungen 

und erneuter Bestellungen

› �Zur Untermauerung des Prüfungsurteils:

› �Beschreibung der am bedeutsamsten beurteil-

ten Risiken wesentlicher falscher Darstellungen, 

einschließlich der Risiken aufgrund von Betrug

› �Darlegung der Reaktion des Abschlussprüfers 

auf diese Risiken

› �Darlegung der wichtigsten Feststellungen zu 

diesen Risiken

› �Darstellung, in welchem Maße die Abschlussprü-

fung als geeignet angesehen wird, Unregelmä-

ßigkeiten, einschließlich Betrug aufzudecken

› �Erklärung, dass keine verbotenen Nichtprüfungs-

leistungen12 erbracht wurden und der Abschluss-

prüfer die Unabhängigkeitsanforderungen erfüllt 

› �Angabe der Leistungen, die zusätzlich zur Ab-

schlussprüfung erbracht wurden, falls dies nicht 

schon im Abschluss oder Lagebericht angegeben 

wurde.

Von der Übernahme des neuen gesetzlichen Bestä-

tigungsvermerks für PIE auf alle Unternehmen wurde 

im verabschiedeten Gesetzesentwurf abgesehen. 

Die Ausweitung soll allerdings erneut geprüft 

werden, sobald erste Erfahrungen mit dem neuen 

Bestätigungsvermerk vorliegen.

11) �Insbesondere die im Januar 2015 veröffentlichten ISA 700 „Forming an Opinion 
and Reporting on Financial Statements“ sowie ISA 701 „Communicating Key 
Audit Matters in the Independant Auditor’s Report“.

12) Nach Art. 5 Abs. 1 EU-VO.
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AUSWEITUNG DER INTERNEN 

QUALITÄTSSICHERUNG

Neben den Vorschriften zur externen und internen 

Rotation führen die Regelungen in Art. 8 EU-VO 

dazu, dass die bei gesetzlichen Abschlussprüfungen 

von kapitalmarktorientierten Unternehmen übliche 

auftragsbegleitende Qualitätssicherung in Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaften deutlich ausgewei-

tet wird und nun auch nicht-kapitalmarktorientierte 

CRR-Kreditinstitute und Versicherungsunternehmen 

durchgehend betrifft.

Darüber hinaus werden die bisher schon bestehen-

den Vorgaben zur Praxisorganisation verschärft. 

Dies betrifft vor allem die Bereiche interne Verwal-

tung und Rechnungslegung, Risiko- und Compli-

ance-Management sowie IT-Sicherheit.

Diese Neuerungen dürften einerseits zu einer wei-

teren Standardisierung und Erhöhung der Qualität 

der Abschlussprüfung führen, andererseits aller-

dings auch zu zusätzlichen Kosten  der Auftragsab-

wicklung.
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Zustimmung des Herausgebers.

Rechtsstand: 1.7.2016
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Brigitte Stelzer, Rechtsanwältin, Steuerberaterin, 
brigitte.stelzer@ebnerstolz.de
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